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Für meine Familie




„Es ist unmöglich, die Fackel der Wahrheit


durch ein Gedränge zu tragen,


ohne jemandem den Bart zu versengen.“


G. C. Lichtenberg, 1780




Vorbemerkungen


Lieber Leser,


während meiner ehrenamtlichen Tätigkeit im Stadtrat Bad Reichenhall von Mai 1997 bis März 2014, hatte ich mich als Leserbriefschreiber oftmals zu Vorgängen von öffentlichem Interesse kritisch geäußert. Heute, vier Jahre nach Ende dieser interessanten, manchmal auch aufregenden Arbeit für das Gemeinwohl, habe ich mich entschlossen, bemerkenswerte Erlebnisse dieser ereignisreichen Jahre unter zwei Oberbürgermeistern zusammenfassend zu behandeln.


Die Rückschau beschränke ich nicht nur auf Geschehnisse, für die sich die Grünen auf der Grundlage politischer Ausrichtung oder ich mich als Umweltreferent eingesetzt hatten. Entscheidungen, die im Stadtrat getroffen werden, berühren die Interessen vieler (oftmals aller) Bürger des Gemeinwesens, nicht nur die einer Partei. Ich habe deshalb auch andere Sachverhalte von Bedeutung geschildert, und sie in ihren Auswirkungen auf die Stadt dargestellt.


Die Erinnerungen sind keine Abrechnung mit Zeitgenossen, Mitgliedern von Verwaltungen oder Kollegen anderer Parteien. Mein Versuch geht dahin, dem Leser begreifbar zu machen, dass sich aus Entscheidungen der Kommunalpolitik im Widerstreit unterschiedlicher Auffassungen Ergebnisse entwickeln, die bis in die Gegenwart (und darüber hinaus) reichen. Deshalb habe ich bei der Darstellung einiger Kapitel des Buches die Handlungsstränge in ihrem zeitlichen Ablauf genau wiedergegeben. Die Standpunkte der Akteure – Oberbürgermeister, Stadtrat, Dritte, Öffentlichkeit – werden dann deutlicher verständlich. Die dabei verwendeten persönlichen Unterlagen (Stadtrats- und Ausschussprotokolle, Vorlagen der Verwaltung, Gedächtnisnotizen) habe ich jeweils durch Berichte, Kommentare und Glossen lokaler und überregionaler Medien ergänzt.


Stimmenthaltungen bei Abstimmungen sind in kommunalen Gremien nicht erlaubt. Mehrheitsentscheidungen sind deshalb oft das Ergebnis von Kompromissen. Auch die Grünen billigten Vorlagen der Verwaltung oder Anträge anderer Parteien, wenn uns die Begründungen überzeugten oder wir – wenn auch unter Vorbehalten – zustimmen konnten. Nur bei der Behandlung ökologischer Sachfragen beharrten wir meist auf dem eingenommenen Standpunkt und stimmten gegen die Stadtratsmehrheit.


Dieses Buch schildert 17 Jahre gelebter Kommunalpolitik und das Ringen um die besseren Argumente. Die Zeit im Stadtrat war vielfach geprägt von interessanten Themen. Die Diskussionen im Gremium und in den Ausschüssen blieben überwiegend sachlich, wenn auch oft scharf und ironisch zugespitzt. Humorvolle Auflockerungen brachten menschliche Nähe in aufgeheizte Debatten.


Mein persönlicher Einsatz galt vornehmlich dem Erhalt des städtischen Grüns und des Altbaumbestandes der Großen Kreisstadt. Dazu kam die Sorge um die Bewahrung der umgebenden Kulturlandschaft einer Stadt mit reicher historischer Vergangenheit und vielgestaltigem kulturellen Angebot, Ich habe in diesen Jahren ehrenamtlicher Arbeit häufig wertvolle Anregungen erhalten, Freundschaften geschlossen und die Verbundenheit mit gleichgesinnten Menschen gefestigt. Nicht zuletzt habe ich Einsichten in die vielfältigen Schwierigkeiten gewonnen, die bei einer sinnvollen Mitgestaltung eines Gemeinwesens erwachsen, das meiner Familie und mir zur dritten Heimat geworden ist.


Bad Reichenhall, im Sommer 2018


Bruno Rettelbach
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Grüne Stadtrats-Kandidaten für die Kommunalwahl 1996







Wie alles begann…


Im März 1989 wurde ich als Leiter des staatlichen Forstamtes Neunburg vorm Wald (Oberpfalz) nach Vollendung des 65. Lebensjahres in den Ruhestand versetzt. Lange vor diesem Termin hatten meine Frau Edda und ich bereits beschlossen, Bad Reichenhall als künftigen Alterssitz zu wählen.


Dort hatte ich von meiner 1971 verstorbenen Tante Caroline Lehmann ein 1964 erbautes Reihenhaus in der Hallgrafenstraße geerbt. Dieses Einfamilienhaus war seit ihrem Todesjahr vermietet. Ich war mit meiner Frau einig, dass vor unserem Einzug ein Umbau unumgänglich wurde. Adressen von zuverlässigen Firmen waren uns von dem befreundeten Stadtkämmerer Richard Apprich benannt worden. Vorsorglich hatte ich das Mietverhältnis zwei Jahre zuvor gekündigt.


Meine Frau führte telefonisch die Verhandlungen mit den Handwerkern. Bei gelegentlichen Besuchen überprüften wir den Fortgang der Umbauarbeiten. Die vereinbarten Termine wurden eingehalten. Als im August 1989 in Reichenhall die Möbelwagen vorfuhren, war das Haus unter Verwendung von viel Holz und nach einigen innenarchitektonischen Veränderungen zu einem gemütlichen Heim geworden.


Mit dem Umzug in die bekannte oberbayerische Kurstadt betrat ich kein Neuland. Ende September 1945 war ich aus englischer Kriegsgefangenschaft nach Bad Reichenhall entlassen worden. Nach einem der zahlreichen Bombenangriffe im September 1943 auf die Chemiewerke meiner pfälzischen Heimatstadt Ludwigshafen, war das fünfstöckige Haus meines Großvaters, in dem die Rettelbachs eine Etagenwohnung bezogen hatten, niedergebrannt. Meine Mutter hatte danach als „Ausgebombte“ Aufnahme bei ihrer Schwester Caroline und deren Ehemann Bruno in Bad Reichenhall gefunden. Das Ehepaar Lehmann führte dort bereits seit 1937 in der Traunfeldstraße eine Fremdenpension, das „Landhaus Luise“. Nach dem tragischen Unfalltod meiner Mutter im Juni 1945 kümmerten sich die kinderlos gebliebenen Onkel und Tante in den schwierigen Nachkriegsjahren aufopferungsvoll um mich. Auch während meiner Studienjahre bis 1949 verbrachte ich die vorlesungsfreien Wochenenden und die Semesterferien im Haus meiner Verwandten. Als langjähriges Mitglied im Reichenhaller Tennisclub und bei vielen privaten Einladungen war mir die Kurstadt vertraut geworden. Nach erfolgreichem Staatsexamen trat ich als Assessor des Forstdienstes im Sommer 1963 meine erste Dienststelle am Forstamt Teisendorf an; 1965 wurde ich an das Forstamt Traunstein versetzt. Onkel und Tante hatten aus Altersgründen inzwischen das „Landhaus Luise“ verkauft und waren in die Hallgrafenstraße umgezogen. Während meiner forstlichen Ausbildung bis 1968 und auch später von Neunburg aus, blieben ich und meine Familie durch zahlreiche Besuche bei Onkel und Tante mit Reichenhall verbunden. Dabei pflegten wir freundschaftliche Beziehungen weiter, die im Verlaufe der vergangenen Jahrzehnte entstanden waren.


Schon wenige Wochen nach unserer Übersiedlung nahm ich den Kontakt zu alten Freunden auf. Ich sprach beim staatlichen Forstamt vor, das damals Forstdirektor Dr. Karl Meister leitete. Er gehörte zum Kreis jüngerer Forstleute und Referendare, die mir ehemaligem Kriegsteilnehmer bei der Vorbereitung zum Staatsexamen 1959 kameradschaftlich geholfen hatten. Auf meine Bitte um jagdliche Beteiligung, wies er mir zwei Staatswaldabteilungen an der „Weißwand“, beiderseits der Queralpenstraße, zur Erfüllung des Jahresabschusses von Hirsch, Gams und Reh zu.


Karl Meister war es auch, der Ende 1990 Edda und mich zu der Jahresversammlung der Kreisgruppe Berchtesgadener Land des BN in das Gasthaus „Schießstätte“ einlud. Er stellte uns den Versammelten als begeisterte Natur- und Landschaftsschützer vor. Bei den anstehenden Wahlen wurden meine Frau in den Vorstand der Ortsgruppe Reichenhall und ich als Delegierter in den Vorstand der Kreisgruppe gewählt.


Die jährlichen Delegiertenversammlungen des BN fanden in Bayern an besonderen Naturschutzschwerpunkten statt. Meine zahlreichen Leserbriefe zu Umweltfragen in der Heimatzeitung (damals aktuell: Ozonbelastung, Baumsterben) wurden in Reichenhall beachtet und diskutiert. Außerdem beteiligten sich Edda und ich bei der Organisation und an Demonstrationen gegen die Überbelastungen des Saalachtales und der Stadt durch den zunehmenden KFZ (LKW) – Verkehr. Der BN sammelte über 4000 Unterschriften für ein LKW-Nachtfahrverbot und für Tonnagebeschränkung auf der Umgehungsstraße B20/21. Angestrebt wurde auch die Änderung des sogenannten „Loferer Abkommens“ zwischen der Republik Österreich und der BRD über die Regelung des grenzüberschreitenden Straßenverkehrs im „Kleinen Deutschen Eck“. Der Hauptgeschäftsführer des BN und ich übergaben Anträge und Unterschriften in München dem Staatssekretär im Bayerischen Staatsministerium des Inneren.


Um Jahresmitte 1992 war ich mehrere Tage mit Außenaufnahmen für ein forstliches Gutachten des BN zum Planfeststellungsverfahren „Umgehungsstraße“ in Teisendorf beschäftigt. Im Anschluss an eine Gemeinderatssitzung diskutierte ich mit dem Ratsmitglied der Grünen, Edwin Hertlein, über Umweltfragen. Dabei fragte er mich, ob ich nicht bei den Reichenhaller Grünen aktiv werden wolle. Ich könnte wegen meines Berufes und meines inzwischen lokal erworbenen Bekanntheitsgrades erfolgreich grüne Zielsetzungen vertreten. Im Frühjahr 1996 seien zudem Stadtratswahlen. Ich sagte zu, die Angelegenheit zu überdenken.


Die zeitaufwendigen lokalen und regionalen Tätigkeiten für den BN und die weiten Anfahrten zu den ca. 11 km entfernt zwischen Unterjettenberg und Schwarzbachwacht liegenden Jagdgebieten nahmen mich voll in Anspruch. Während der Fremdenverkehrssaison waren zusätzlich noch monatliche Führungen von Kurgästen in der stadtnahen Staatswaldabteilung „Kirchholz“ hinzugekommen. Der damalige Vorsitzende der Ortsgruppe des BN, Forstdirektor i. R. Richard Schirmer, hatte mich gebeten, diese Aufgabe zu übernehmen.


Das Gespräch mit Edwin Hertlein über ein politisches Engagement bei den Grünen hatte ich längst vergessen. Erst als an einem Nachmittag im Herbst 1995 in der Hallgrafenstraße Eva-Maria Aschauer läutete und sich als Mitglied des Vorstandes der Grünen Ortsgruppe vorstellte, fiel mir die Begegnung mit dem Gemeinderat wieder ein. Aber Eva wollte meine Frau sprechen. Edda solle sich als Kandidatin auf einen der vorderen Plätze der Grünen-Liste für die im nächsten Frühjahr stattfindende Kommunalwahl bereit erklären. Meine Frau lehnte diesen Vorschlag ab, bemerkte jedoch, dass vielleicht ihr Ehemann an einer solchen Position interessiert sei. Ich wurde hinzugeholt und Eva Aschauer beschwor mich, meine beruflichen Kenntnisse in einem Ehrenamt wirksam zu machen. Meine Frau und ich seien wegen unseres Eintretens für die Belange der Natur und unseres Bekanntheitsgrades erfolgversprechende Kandidaten. Schließlich stimmten wir zu. Edda wurde auf Platz 10 und ich auf Platz 4 der Wahlliste gesetzt.


Bei den Kommunalwahlen vom März 1996 errangen die Grünen in Bad Reichenhall zwei Stadtratsmandate, die von Petra Gabler und Eva Aschauer besetzt wurden. Auch ich hatte auf Anhieb einen erfreulich hohen Stimmenanteil erreicht und war vom vierten Listenplatz auf die dritte Stelle „vorgehäufelt“ worden. Bayernweit hatte die Partei ebenfalls überraschend gut abgeschnitten. Im Aufhamer „Neuwirt“ feierten die Grünen diese Erfolge und die Wahl ihres Landtagsabgeordneten zum „ersten grünen Bürgermeister“ Oberbayerns. Der Schmied und Bauer Sepp Daxenberger, ein bodenständiger Kandidat seiner Heimatgemeinde Waging, hatte dieses kleine „Wunder“ geschafft. Die Stimmung an diesem Abend schlug hohe Wellen. Mit einer längeren Ode an die „Grünen Powerfrauen“ hatte ich einen dichterischen Beitrag geleistet. Zum Abschluß dieses Gedichts waren mir die Vierzeiler eingefallen:




Ich weiß nur eins: Sollte mal Eine


Gar wegzieh’n in ein fremdes Land.


Dann reg’ ich meine steifen Beine.


Gerate außer Rand und Band.


Dann gibt’s im Stadtrat eine Lücke.


Dort ist mein Platz – da komm’ ich nieder.


Laß’ schweifen meine stolzen Blicke,


Spreize voll Anmut das Gefieder


Im Hochgefühl, dass nun ein Mann


Die Phalanx der Weiber hat durchbrochen.


Weil doch sein darf, was nicht sein kann.


Howgh - ein großer Häuptling hat gesprochen!





Anfang April 1997 wurden meine prophetischen Ahnungen wahr. Petra Gabler zog berufsbedingt nach Teisendorf und verlor damit ihr Mandat in Bad Reichenhall. Am 5. Mai wurde die Grüne vor dem Stadtrat verabschiedet und ich zog als ihr Nachrücker ein.
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OB Wolfgang Heitmeier beim Umwelttag, der anlässlich der Verleihung des Bio-Siegels an das „Hotel Hansi“ veranstaltet wurde (Juni 2002)







Die Ära OB Wolfgang Heitmeier


(Mai 1997 - März 2006)


Die Heimatzeitung sprach von einem „politischen Erdbeben“, als sich am 6. März 1988 der 38 Jahre alte Münchner Verwaltungsjurist Wolfgang Heitmeier bei den OB-Wahlen in Bad Reichenhall gegen den favorisierten Mitbewerber von der CSU durchsetzte. Mit seinen Wahlversprechen „Verwaltung – Partner der Bürger“ und „Miteinander – nicht gegeneinander“ war es dem Kandidaten der FWG gelungen, die langjährig behauptete „Schwarze Festung“ zu schleifen. Heitmeier war nach seinem Jurastudium von 1980-1985 juristischer Staatsbeamter am LA BGL; von 1985-1988 wurde er bei der Regierung von Oberbayern für Organisation und EDV Pilotverwendung eingesetzt.


Auch bei den OB-Wahlen 1994 behielt Heitmeier das Vertrauen der Reichenhaller und siegte über seine Mitbewerber Karl Dörfler (CSU) und Eva Berger (SPD). Nach diesem Ergebnis war die mitgliederstärkste Partei CSU in der Kurstadt so geschockt, dass die „Schwarzen“ bei den folgenden OB-Wahlen am 19. März 2000 keinen Gegenkandidaten aufstellten. Die schwache Beteiligung von nur 33% war die Reaktion der Reichenhaller auf diese „Wahl ohne Wahlmöglichkeiten“. Rainer Landeck, Redakteur des Reichenhaller Tagblatt, kommentierte am 21. März das Wahlergebnis treffend als „Politische Ohnmacht“, denn lediglich Thilo Schöne (Republikaner) hatte sich der Wahl gestellt. Heitmeier indes ließ verlauten: „Ich bin noch einmal angetreten, weil ich die Stadt in schwierigen Zeiten nicht allein lassen wollte.“ Sein fünfzehnjähriges Dienstjubiläum feierte der „Hüter des „Schmuckkästchens (Bad Reichenhall)“ im Juni 2003. Am 21. Juni 2004 wurde Heitmeier, der seit 1990 die FWG auch im Kreisrat BGL vertrat, mit dem Bundesverdienstkreuz ausgezeichnet.




Lehrjahre sind keine Herrenjahre


Bereits am 18. April 1997 hatte mich OB Wolfgang Heitmeier aufgefordert, die für die Übernahme eines kommunalen Ehrenamtes erforderliche Zustimmungserklärung abzugeben. Meine Vereidigung sollte auf der Stadtratssitzung am 13. Mai erfolgen. Etwa zwei Wochen vor diesem Termin wurden meine Kollegin Eva-Maria Aschauer und ich zu einer Besprechung mit dem OB ins Neue Rathaus gebeten.


Das Ausscheiden von Petra Gabler, die zur Referentin für Frauenfragen gewählt worden war, mache Veränderungen bei der Besetzung der Ausschüsse und der Referentenposten notwendig, sagte uns Wolfgang Heitmeier. Außerdem wollte die bisherige Umweltreferentin Agnes Graschberger (FWG) auf den ihren Neigungen entsprechenden Sitz im Kulturbereich wechseln. Er habe diese anstehenden Änderungen ebenfalls auf die Tagesordnung vom 13. Mai gesetzt. Seiner Meinung nach habe sich Eva Aschauer im Umweltausschuss und bei den Besprechungen in dem nach Beitritt der Stadt zur „Allianz in den Alpen“ gebildeten Öko-Audit bewährt. Er halte sie für eine gute Umweltreferentin. Zu diesen eigenen Vorstellungen wolle er zuvor aber noch die Vorschläge der Grünen anhören. Unsere Einwände, dass bei einer solchen Besetzung den Grünen der Referatsposten für Frauenfragen verloren gehe, stießen beim OB auf taube Ohren. Wegen des nahen Stadtratstermins gebe er uns zwei Tage Zeit, seinen Vorschlag nochmals zu überdenken.


Eva und ich waren uns einig, dass wir die Gelegenheit unbedingt nutzen mussten, das für das ökologische Selbstverständnis der Grünen wichtige Amt des Umweltreferenten zu besetzen. Da ich als ehemaliger Forstbeamter und wegen meiner vielfältigen Aktivitäten beim BN und in der Schutzgemeinschaft Deutscher Wald über reiche Erfahrungen verfügte, sollte ich diesen Posten übernehmen. Ich telefonierte am nächsten Morgen noch mit dem langjährigen Freilassinger Grünen-Stadtrat Wolfgang Fieweger und dem Vorsitzenden der Grünen Kreistagsfraktion Dr. Bartl Wimmer. Beide bestärkten uns, zusätzlich auf dem Frauenreferat für Eva zu bestehen.


Mit diesem klaren Konzept gingen wir in die entscheidende Unterredung mit Wolfgang Heitmeier. Der OB bestand zunächst auf seinen ursprünglichen Vorschlag. Erst nach einem langdauernden Austausch von Argumenten, bei denen immer wieder das Für und Wider einer einvernehmlichen Lösung erwogen wurde, gab er schließlich nach: „… gut, wenn Sie es denn so wollen!“ Auf der Stadtratssitzung vom 13. Mai wurde ich nach meiner Vereidigung einstimmig zum Umweltreferenten gewählt; Eva erhielt das Referat für Frauen und Gleichberechtigung.


Dieser Auftakt in den rauen Gefilden der Kommunalpolitik hatte mir einen Vorgeschmack davon gegeben, wie bereits auf der Gemeindeebene taktiert wurde, um parteigünstige Ergebnisse zu erreichen. Die gewonnen Erfahrungen dämpften meine idealistischen Vorstellungen von parteiübergreifendem Einvernehmen. Die Begeisterung für zukünftig zu bewältigende Aufgaben im Interesse des Gemeinwohls blieb jedoch ungebrochen.


Am 29. Mai, zwei Wochen nach meiner „Inthronisation“ zum Umweltreferent schrieb ich an den OB. Auf zwei Schreibmaschinenseiten erläuterte ich meine Vorstellungen bei der Mitwirkung und Ausgestaltung der künftigen städtischen Umweltpolitik. Da die Stadt über 1000 ha Kommunalwald verfügte, schlug ich einen gemeinsamen Begang des Stadtrats am „Tag des Baumes“ oder im Verlauf des Sommers in die nahe dem Kloster St. Zeno gelegene Staatswaldabteilung „Kirchholz“ vor. Es lag mir daran, den Kollegen die Probleme und „Wohlfahrtswirkungen“ eines stadtnahen Waldes vor Ort zu erläutern. Dem Schreiben fügte ich Ablichtungen für die Mitglieder des Umweltausschusses bei. Bis Mitte Juli hatte ich vom OB auf meinen Brief noch keine Antwort erhalten. Auf meine Anfrage antwortete mir Wolfgang Heitmeier Anfang September. Er wies mich darauf hin, dass nach der Geschäftsordnung die städtischen Referenten lediglich für Zuarbeit und Unterstützung des Stadtoberhauptes im übertragenen Fachbereich zuständig seien. Selbständige Aktionen ohne Zustimmung des OB seien nicht vorgesehen. Diese Belehrung stellte unmissverständlich klar, wie weit ich in meinem Eifer gehen durfte. Von einem Waldbegang der Stadträte wurde nicht mehr gesprochen.


Anfang Oktober 1997 wurde ich vom Vorzimmer des OB telefonisch gebeten, diesen bei der Eröffnung des jährlich abgehaltenen Blumenschmuck-Wettbewerbes des Obst- und Gartenbauvereins zu vertreten. Wolfgang Heitmeier musste an einem Treffen des bayerischen Städte- und Gemeindetages teilnehmen. Ich sollte seine Abwesenheit entschuldigen und ein Grußwort sprechen.


Voller Stolz über diesen Vertrauensbeweis schwang ich mich vor den etwa 200 Mitgliedern im Großen Saal des staatlichen Kurhauses zu einer zündenden Rede auf. Ich dankte im Namen der Stadt für die seit Jahren vorbildliche Ausrichtung der Veranstaltung und hob die Bedeutung städtischen Grüns für das Wohlbefinden von Kurgästen und Bürgern hervor. Ich lobte Vorstand und Mitglieder für den besonderen Beitrag, den sie durch Fassadenbegrünung der Häuser, die Pflege der Gärten und den bunten Blumenschmuck auf den Balkonen, für Reichenhall als „Grüne Stadt“ leisteten. Der Beifall, die anerkennenden Worte der Vereinsvorsitzenden Gerhard Brandes und ein ausführlicher Bericht im Reichenhaller Tagblatt bestärkten mich in dem Gefühl, dass ich die mir übertragene Aufgabe zur Zufriedenheit des Stadtoberhauptes erledigt hatte.


Jedoch aus dem Rathaus hörte ich nichts über „eine erfolgreiche Vertretung“. Ein paar lobende Worte des aus Karlstein am Main zurückgekehrten Oberbürgermeisters über den positiven Eindruck des Umweltreferenten in der Öffentlichkeit hatte ich erwartet; sie hätten mir gutgetan.


Am 16. Oktober, zwei Wochen nach meiner OB-Vertretung bei den Blumenfreunden, war ich mit der Baudirektorin der Stadt, Henrike Seitz, und dem Leiter des Gartenbauamtes, Norbert Milde, zu einer Ortsbesichtigung an der Traunfeldstraße verabredet. Einige der dort eng stehenden ca. 50 Jahre alten Ahornbäume sollten entfernt werden. Da wir uns schnell über die notwendige Beseitigung mehrerer am Stammfuß beschädigter Bäume einigen konnten, lud uns Frau Seitz anschließend zu einem kleinen Umtrunk in die nahe gelegene „Falterkutsche“ ein. Wir unterhielten uns und kamen im Verlauf des Gespräches auch auf meine noch „frischen“ Erfahrungen im Stadtrat und bei Ausübung meiner Referententätigkeit zu besprechen. Trotz aller Begeisterung über das interessante neuartige Aufgabenfeld konnte ich es mir nicht verkneifen, auch von meinen Enttäuschungen über den nicht stattgefundenen Waldbegang und das vermisste Lob nach meinem Einstand bei den „Gartlern“ zu berichten. Frau Seitz, die Wolfgang Heitmeier aus der gemeinsamen Zeit einer Beschäftigung bei der Regierung von Oberbayern in München kannte, tröstete mich: „Wissen Sie denn nicht, dass der OB empfindlich reagiert, wenn jemand eigenmächtig handelt? Er duldet keine „Nebenregierung“ – im Rathaus gilt nur ein Wort – und das ist seines.“


Diese Bemerkung erklärte mir vieles: die Zurückhaltung des OB bei meiner Nominierung zum Umweltreferenten, die Zurechtweisung bei meinen Aktivitäten für einen gemeinsamen Waldbegang und die schweigende Missbilligung des sicher unerwarteten Alleingangs mit meiner Rede im Namen der Stadt. Wollte Wolfgang Heitmeier mir vielleicht gleich am Anfang meiner „politischen Karriere“ zu verstehen geben, dass ich meine Berufserfahrungen und mein Lebensalter nicht zu seinem Nachteil im Umweltbereich ausspielen durfte? Zudem war ich als Grüner politischer Konkurrent: der OB, Mitglied der FWG, wollte mir nicht auch noch zusätzliche Möglichkeiten beim Ringen um Wählerstimmen verschaffen. Mir wurde klar, dass ich mich in Zukunft zurücknehmen musste, um weitere Konfrontationen mit dem Stadtoberhaupt zu vermeiden.


Während nachfolgender Stadtrats- und Ausschusssitzungen verhielt sich der OB mir gegenüber betont freundlich und korrekt. Zu einer Stellvertretung bis zum Ende seiner Amtszeit im Frühjahr 2006, wurde ich nach meinem eigenmächtigen Auftreten beim Blumenschmuckwettbewerb 1997 jedoch nicht mehr betraut. Trotz meines Bemühens, den Rahmen meiner Zuständigkeiten nicht zu überschreiten, kam es aber auch in den Folgejahren zu heftigen Diskussionen zwischen dem OB und mir bei der Behandlung ökologischer Sachverhalte.


Im April 2002 erschien die erste Ausgabe der „Stadt Info Bad Reichenhall“. Stolz erläuterte der OB auf der Titelseite das neue Informationsangebot an die Bürger, das nun neben die bereits eingerichtete Internetseite treten sollte. Aufgelockert durch zahlreiche Fotos wollte die Stadt über „gemeindliche Angelegenheiten intensiver berichten“. Vorgesehen war ein drei bis viermaliges jährliches Erscheinen der „Info“ mit Zusendung an alle Haushalte. Verantwortlich für die Redaktion und das Layout zeichnete Stadtarchivar und Heimatpfleger Dr. Johannes Lang.


Vom 6. August bis 1. September 2002 kam es im Gebiet um Reichenhall – Marzoll – Bayerisch Gmain zu andauernden Starkregen. Es entstanden erhebliche Schäden an Straßen und Wegen, an Schwimmbädern und privaten Gebäuden. Kohler- und Seebach, Weiß- und Schwarzbach traten über die Ufer. Überschwemmungen gab es auch beiderseits der Saalach unterhalb der Staumauer bei Kibling. Die Feuerwehren und das THW waren im Dauereinsatz.


Auf einer Rundfahrt zusammen mit dem Leiter der städtischen Tiefbauabteilung, Joseph Kaltner, verschaffte ich mir nach der ersten Unwetterwoche einen Eindruck von den Schäden und deren Behebung. Ich hielt es danach für wichtig, im Sinne des vom OB formulierten Auftrags in der „Stadt Info“, einen Situationsüberblick zu veröffentlichen, in dem auch der tatkräftige Einsatz der Feuerwehren gewürdigt wurde. Ich telefonierte mit Dr. Lang, der von der Idee begeistert war. Er schlug mir vor, zusätzlich noch einige Fotos von Schadensschwerpunkten beizugeben. Auch ein Sachbericht des Stadtbrandinspektors wäre wünschenswert. Der Artikel könne dann in der nächsten Ausgabe der „Info“ erscheinen. Von Andreas Gabriel, dem 1. Kommandanten der Freiwilligen Feuerwehr, erhielt ich eine ausführliche Darstellung über den zeitaufwändigen Einsatz der Wehren in Karlstein, Reichenhall, Bayerisch Gmain und Marzoll. Einen zusammenfassenden Artikel, ergänzt durch eigene Fotos, gab ich am 3. September bei der Info-Redaktion ab. Diese Unterlagen erhielt ich Anfang Oktober kommentarlos zurück.


Der erste Tagesordnungspunkt der Stadtratssitzung vom 15. Oktober war eine Lagezusammenfassung über das Hochwasser von August und September. Bei der anschließenden Debatte ergriff ich die Gelegenheit zu einer Nachfrage an den OB: Ob denn eine konstruktive Mitarbeit des Umweltreferenten bei der Gestaltung der „Stadt-Info“ nicht gewünscht werde? Wolfgang Heitmeier zögerte, bevor er meine Frage mit der Bemerkung beschied: „Das ist meine „Info“!“


Ich war wieder einmal „ins Fettnäpfchen getreten“, weil ich es gewagt hatte, den Alleinvertretungsanspruch des Stadtoberhauptes anzutasten. Sein Bannstrahl hatte mich erneut in die Schranken gewiesen.




Die Grünen im Stadtrat


Die noch junge Partei hatte in der Großen Kreisstadt, mit einem langjährig von der CSU und den von ihr gestellten Oberbürgermeistern beherrschten Stadtrat und einem konservativ-bäuerlich geprägten Umland, einen schweren Stand. Bei ihrem ersten Anlauf zu den Stadtratswahlen 1984 und auch 1990 gewannen die Grünen jeweils nur einen Sitz. Auf dieser „Durststrecke“ mussten sich der praktische Laborarzt Dr. Rudolf Ende und später die Tierpflegerin Petra Gabler als Einzelkämpfer bewähren. Mutig vertraten sie bei Debatten und eigenen Anträgen ihre vornehmlich ökologisch geprägten Vorstellungen, die bei den übrigen Stadtratsmitgliedern von CSU, FWG und SPD nur auf geringe Gegenliebe stießen.


Es war für den in Reichenhall aus jungen Ärzten, Angestellten und Hausfrauen bestehenden aktiven grünen Ortsverband unter dem Vorsitz von Dr. Michael Hüller ein „Riesenerfolg“, als bei den Kommunalwahlen am 10. März 1996 zwei Sitze für die Grünen „erobert“ werden konnten. Die CSU stellte 11, die FWG 7 und die SPD 4 Stadträte. Da zwei Vertreter noch keine Fraktion bilden konnten, wurde Eva-Maria Aschauer als Sprecherin benannt. Sie bildete damit die „Nabelschnur“ zum OB und den anderen Fraktionen. Dank des in der Geschäftsordnung festgelegten Auszählverfahrens Hare-Niemeyer waren die Grünen auch in allen Stadtrats-Ausschüssen vertreten. (Das Verfahren begünstigt im Gegensatz zu der Zählung nach d’Hondt kleine Gruppierungen und Fraktionen. Es stellt damit in den Ausschüssen ein verkleinertes Abbild des Stadtrates dar.)


Ab Mai 1997 vertrat Eva Aschauer, von Beruf Finanzwirtin (FH), die Belange der Partei im Haupt-, Finanz- und Rechnungsprüfungsausschuss. Als Nachrücker von Petra Gabler wurde ich in den Umwelt-, Bau-, Werks- und Krankenhausausschuss gewählt.


Nach der Wahl versuchten Eva und ich mit viel Schwung, die Belange der Grünen in der laufenden Amtsperiode öffentlich besser zur Geltung zu bringen. Eva war jedoch als alleinerziehende Mutter, besonders aber wegen ihrer beruflichen Tätigkeit beim Finanzamt in Traunstein, zeitlich stark gebunden. Deshalb fiel überwiegend mir die Aufgabe zu, die Grünen bei offiziellen Anlässen und privaten Einladungen vor Ort zu repräsentieren.


Oft auch zusammen mit meiner Ehefrau Edda besuchte ich bis zum Ende der Amtszeit von OB Wolfgang Heitmeier in Reichenhall und den Ortsteilen Marzoll und Karlstein insgesamt 176 Veranstaltungen. Wir ließen uns auf Bürgerversammlungen und Neujahrsempfängen sehen, waren Gäste bei Abiturfeiern und Schulfesten, Konzerten des Kurorchesters, der Musikschule und der Trachtenkapellen. Wir folgten Einladungen der Feuerwehren und Böllerschützen und beteiligten uns beim Small Talk auf Vernissagen im „Kulturtempel“ des Alten Feuerhauses und der Akademie in der „Alten Saline“. Ich wurde Mitglied der Offiziersheimgesellschaft der Gebirgsjägerbrigade 23 und war regelmäßig Gast auf offiziellen oder festlichen Veranstaltungen der „Jager“ in der Garnisonsstadt. Bei den meisten gesellschaftlichen Anlässen wurden die Vertreter der politischen Parteien – oft auch namentlich – begrüßt. Darüber hinaus berichtete die Heimatzeitung in bebilderten Artikeln über die Ereignisse und ihre Teilnehmer. Ich lernte viele wichtige Persönlichkeiten aus Politik, Wirtschaft und Verbänden kennen und knüpfte zahlreiche neue Verbindungen. Der Bekanntheitsgrad der Grünen in der Öffentlichkeit wuchs.


Die von der Stadtverwaltung vor den Sitzungen im Stadtrat und den Ausschüssen übersandten Unterlagen studierte ich gewissenhaft. Vor den anberaumten Terminen besprachen Eva und ich die anstehenden Tagesordnungspunkte. Wir legten fest, wer sich von uns beiden zum jeweiligen Thema äußern sollte und wie wir abstimmen wollten.


Die Vorstöße von Petra Gabler in der Sitzungsperiode 1990-1996 „Gegen die Einführung des Dualen Systems (Grüner Punkt)“, „Tempolimit auf der Grenzlandstraße (Marzoll)“ und „Ersatz der 120-Liter Hausmülltonne durch ein 80-Liter Exemplar“ waren abgelehnt worden. Auch die vom grünen Duo Gabler-Aschauer ab März 1996 formulierten Anträge „Vergünstigungen für ehrenamtliche Jugendleiter“ und „Vergabe städtischer Aufträge an Betriebe, die Arbeitnehmer nach bestehenden Tarifverträgen bezahlen“ fanden keine Gnade vor dem Stadtrat. Über den Antrag „Verwendung von Holz aus heimischen Wäldern bei öffentlichen Bauten“ wurde nicht abgestimmt, da er gegen Wettbewerbsbestimmungen verstieß.


Wenn Eva und ich geglaubt hatten, der „frische Wind“ würde eine Änderung im Ablehnungsverhalten der Kollegen bewirken, sahen wir uns getäuscht. Trotz unseres Bestrebens, Anträge vornehmlich auf grüne „Kernkompetenzen“ (Ökologische Probleme, Bürgerbeteiligung) zu beschränken, stießen wir auf mehr Zurückweisung als Zustimmung.


Gleich unser erster Antrag im März 1998 wurde abgelehnt. Wir hatten uns zur Aufforderung an die Verwaltung erkühnt, das vom Bayerischen Staatsministerium für Landesentwicklung und Umweltfragen an die Kommunen Bayerns versandte zweibändige Werk „Die umweltbewusste Gemeinde“ allen Stadträten in einem 14-tägigen Umlaufverfahren zugänglich zu machen. „Schaufensterantrag!“, schallte es uns entgegen. „Ihr unterstellt ja damit, wir würden Umweltberichte nicht durcharbeiten!“, empörten sich die Kollegen. Um die Wogen zu glätten, sagte der OB die Beschaffung zweier weiterer Exemplare des Umweltführers für die Fraktionen zu. Nicht besser erging es Eva und mir in unserem Bestreben, die Beziehungen Stadtrat-Verwaltung-Bürger zu beleben. Im März 2001 wurde unser Antrag „Einrichtung eines monatlichen „Runden Tisches“ auf dem Rathausplatz, Stadtrat zusammen mit den Reichenhallern“, den wir uns als Beitrag für Bürgernähe im „Alpenstadtjahr 2001“ gedacht hatten, abgelehnt. Die Einwände reichten von „Ein Nährwert erschließt sich mir nicht!“ des OB, über „Antikes Forum für bayerische Stammtische“ der Kulturreferentin (FWG) bis „In Reichenhall regnet es meistens im Sommer.“ der SPD. Auch der Antrag vom Oktober 2002 „Umgestaltung des Ablaufes der Bürgerversammlung“ fand keine Gegenliebe. Wir hatten uns auf einen Beschluss des Deutschen Städtetages vom Mai berufen „Demokratie stärken – keine Angst vor mündigen Bürger“ und auch Stadtteilversammlungen in Marzoll und Karlstein vorgeschlagen. „Der OB soll wohl auf eine Drehscheibe?“ und „Das Kurhaus würde sich noch mehr leeren!“, begründeten die Kollegen ihre Ablehnung. Auch mit dem Antrag vom Mai 2004, bei der Verlesung von Verwaltungsvorschlägen und Redebeiträgen während der Stadtratssitzungen im Alten Rathaus zwei bewegliche Mikrofone einzusetzen (zur besseren Hörbarkeit für das anwesende ältere Publikum bei notorischen Leisesprechern und Nuschlern) hatten wir kein Glück. „Zu teuer!“, befand die Verwaltung nach Prüfung und empfahl Ablehnung.


Nach den Kommunalwahlen vom März 2002 beschloss der Stadtrat Änderungen der Hauptsatzung und der Geschäftsordnung. Auf Vorschlag der CSU-Fraktion sollte auch das bislang übliche Auszählverfahren Hare-Niemeyer, das kleinere Parteien für die Besetzung der Ausschüsse begünstigt, von der d’Hondtschen Zählweise abgelöst werden.


Der von Eva gestellte Antrag, Hare-Niemeyer beizubehalten, wurde von der absoluten Stadtratsmehrheit der CSU mit den Stimmen des OB und dreier Kollegen aus der FWG 15:9 abgelehnt. „Machtspielchen“, kommentierte Rainer Landeck diese Abstimmung, bei der die Grünen für die Sitzungsperiode 2002 bis 2008 das Anrecht auf Sitze in den nunmehr achtköpfigen Ausschüssen des Stadtrats verloren.


Während der Ära von OB Wolfgang Heitmeier konnten wir auch nur wenige Anträge im Bereich der grünen „Kernkompetenz“ Umweltschutz durchzusetzen. Unser Antrag vom November 2000 „Verwendung ökologischer Baustoffe und regenerativer Energien beim Neubau der Rupertus-Therme“ wurde auf Betreiben der CSU vom OB geändert: von „Mussbestimmungen“ wurde abgesehen, es wurde „empfohlen“. Eva Aschauer hatte sich vor der Formulierung dieses Antrags besondere Mühe gemacht. Telefonisch hatte sie bei den zuständigen Ministerien in München den vielfältigen Einsatz regenerativer Energien beim Bau moderner Thermen und die Zuschussmöglichkeiten erkundet. Es half alles nichts. In der anschließenden Debatte warf uns Kollege Rudolf Schamberger (SPD) vor: „Wir bauen doch keine Stahlfabrik!“ Die Chancen blieben ungenutzt. Noch nicht einmal zwei Jahre nach der Thermeneröffnung mussten die Eintrittspreise erhöht werden. Der stellvertretende Kurdirektor Dirk Sasse begründete die Erhöhung mit der „enormen Steigerung der Energiekosten“.


Auch unsere Anträge vom November 2001 „Überprüfung der Wirksamkeit der städtischen Baumschutz-Verordnung“ und vom Juli 2005 „Übersicht über Holzverwertung bei Baumfällungen auf stadteigenen Grundstücken“ wurden zunächst wegen „Überlastung der Verwaltung“ nicht behandelt. Mit dem Bericht über die Holzverwertung ließ sich die Verwaltung fast ein halbes Jahr Zeit. Erst nach meiner zweimaligen schriftlichen Aufforderung (mit Durchschlag an den OB) entschloss sich die Bauabteilung zur Beantwortung der Anfrage.


Lediglich für unsere Forderungen nach „Neubepflanzung der Teilstrecke Bahnhof-Wittelsbacherstraße“ (Grund dafür war der Ausfall der ca. 40-jährigen Roteichen-Straßenbepflanzung) vom Juli 2000, „Beachtung gesundheitlicher Vorsorge bei Genehmigung von Mobilfunkanlagen“ und „Öffentliche Anerkennung bei privatem Erhalt historischer Gebäude“ vom Juni 2002 erhielten wir die Zustimmung des Stadtrates.


Eva und mir wurde bald klar, dass wir mit Anträgen, sofern diese versuchten, bisherige, eingefahrene Zustände bei Verwaltung und Stadtrat zu ändern, nur auf geringe Erfolgsaussichten hoffen konnten. Auch die SPD, der die Grünen bei den Kommunalwahlen 1996 einen Sitz verdankten, war trotz mancher Übereinstimmungen, nicht immer bereit, sich für unsere Anliegen einzusetzen. Eva verstand sich zwar gut mit der SPD-Sprecherin Elisabeth Reischl; der langjährige Stadtrat und Werksreferent, Rudolf Schamberger (Zweiter bzw. ab 2002 Dritter Bürgermeister) jedoch verfocht oft eigene taktische und strategische Interessen. Von den beiden großen Fraktionen CSU und FWG war bei deren Abneigung gegen „grüne Ideen“ sowieso nur von Einzelmitgliedern Zustimmung zu erwarten. Während der Diskussionen um die mögliche Durchsetzung unserer Anträge wollte ich mich mit den zu erwartenden Niederlagen meist nicht abfinden. Temperamentvolle Wortgefechte lieferte ich mir mit dem OB, unseren Widersachern aus den Reihen der Verwaltung und den anderen Fraktionen. Eva unterstützte mich wirkungsvoll in der ihr eigenen, ausgleichend-nüchternen Art. Trotzdem kehrte ich nach langdauernden Sitzungen im Stadtrat und Bauausschuss oftmals abgekämpft und niedergeschlagen in die Hallgrafenstraße zurück. Edda hatte dann alle Hände voll zu tun, mich wieder aufzurichten und mir Mut einzuflößen. Sie tat dies bewundernswert tatkräftig, so dass mir schon nach einigen Tagen neue Kräfte zuwuchsen und ich wieder bereit war, für die nächste „Schlacht“.




Bad Reichenhall – eine umweltbewusste Stadt?


Bereits in den Anfangsjahren der Amtszeit von OB Wolfgang Heitmeier musste sich der Stadtrat vermehrt mit Umweltproblemen beschäftigen. Auslöser für diese Aktivitäten war die Notwendigkeit, die in rascher Folge vorausgegangenen Umwelt-Gesetze des Bundes und Landes zu vollziehen. Auch das Umweltbewusstsein der Bevölkerung war erkennbar gestiegen. Damit zusammenhängend setzte sich bei den Verantwortlichen der Stadt die Erkenntnis durch, dass Beschlüsse zum aktiven Schutz vor Umweltgefahren für die angestrebte Entwicklung des Staatsbades von entscheidender Bedeutung sein konnten.


Auf diese Herausforderungen reagierten die im Stadtrat vertretenen Parteien unterschiedlich. Noch im November 1989 war ein Antrag der SPD auf Einstellung einer städtischen Umweltfachkraft am Widerstand der CSU gescheitert. Erst nachdem im Jahre 1990 ein städtischer Umweltausschuss gebildet worden war, hatten erneute Anträge von SPD und FWG Erfolg. In Bayern war das Volksbegehren für „Ein besseres Müllkonzept“ erfolgreich gewesen und kurz darauf das Bayerische Abfallverwertungsgesetz erlassen worden. Bei der Debatte hob der OB die Vorbildfunktion der Kurstadt und die Bedeutung des Umweltschutzes für den Fremdenverkehr hervor. Der neue Mitarbeiter sollte hauptsächlich zur organisatorischen und praxisfähigen Bewältigung der zunehmenden Abfallverwertungsprobleme eingesetzt werden. Der Stadtrat billigte im Oktober 1992 nach Vorbereitung im Umweltausschuss mehrheitlich die Einführung des „Dualen Systems der Abfallentsorgung im Landkreis BGL“ (mit Ausnahme des „Gelben Sacks“ für Plastikabfälle).


Aber auch auf anderen Sachgebieten des Umweltschutzes machte man in Bad Reichenhall Ernst. So lehnte es die Bauabteilung der Stadt im Oktober 1990 bei Diskussionen um den Bau einer Dreifelder Tennishalle ab, wegen der nahen Tennisplätze Bereiche der Nonner Au in die Standortsüberlegungen einzubeziehen. Die Abteilungsleiterin Henrike Seitz formulierte in ihrer Stellungnahme, dass größere Eingriffe in die Waldungen an der Saalach wegen „… der damit verbundenen Beeinträchtigungen des für die Naherholung der Bevölkerung wichtigen Auwaldes“ nicht zu vertreten seien.


Im Oktober 1992 / Januar 1995 wurde eine Neufassung der für das Stadtgebiet geltenden Luftreinhalteverordnung beschlossen. Festgesetzt wurde der Grenzwert für das Umweltschadgas Stickoxid bei der Errichtung und Betrieb von Feueranlagen für Wärmeversorgung und Warmwasserbereitung. Die Verwendung fester Brandstoffe (Kohle) wurde untersagt. Gleichzeitig gewährte die Stadt zinslose Darlehen für die Umstellung der Heizungsanlagen auf Erdgas.


Ein Sachstandsbericht von Prof. Ernst Billmeier, München, zur Ertüchtigung der städtischen Kläranlage wurde im November 1992 einstimmig gebilligt. Unter Hinweis auf das Wasserabgabegesetz und die darin verfügten Abgaben für Phosphate und anorganischen Stickstoff, sollten sowohl der Anfall von Klärschlamm, als auch die Energiekosten minimiert werden.


Nach Abstimmung der notwendigen, dringlich erforderlichen Maßnahmen mit dem Landesamt für Wasserwirtschaft im April 1998, ergaben sich für die Optimierung der Kläranlage Kosten von 1,8 Millionen DM. Im Zuge der Arbeiten war auch der Einbau eines Blockheizkraftwerkes vorgesehen. Die Stadt musste, um den Bedingungen für staatliche Förderungen zu genügen, 1 Million DM in den laufenden Haushalt einstellen und die Zwischenfinanzierung bis 1999 übernehmen.


Im Juli 1995 wurden die Ergebnisse des von der Stadt an das Institut für Tourismus und Kurortberatung Reppel und Partner in Auftrag gegebenen Gutachtens auf einer Sondersitzung des Stadtrates diskutiert. Eine Fülle von Anregungen für eine umweltbewusste Gemeinde wurden darin vorgeschlagen, u. a.: Erweiterungen des Fußgängerbereichs, Bau von Radfahr- und Wanderwegen, Anlage von Spielplätzen und Ruhezonen, Einschränkungen des zunehmenden KFZ-Verkehrs im Stadtbereich und auf Zugangsstraßen.


Bad Reichenhall beteiligte sich bereits seit September 1996 mit einem sogenannten „Öko-Audit-Team“ (dem Vertreter von 11 Ämtern und Behörden aus dem Landkreis BGL angehörten, die sich mit Umweltangelegenheiten beschäftigten) an Formulierungen für eine städtische Umweltpolitik. Im Rahmen des Gemeindenetzwerkes „Allianz in den Alpen“ sollte das Team in den Handlungsfeldern Naturschutz/Landschaftspflege, Umweltinformation und landschaftsverträglicher Tourismus die Grundlagen für „ein nachhaltiges Wirtschaften im Alpenraum“ erarbeiten. Diese Basisarbeit war notwendig, um die Forderungen der Alpenkonvention zu erfüllen, die nach einem Zusammenschluss von sechs Alpenstaaten und der EU am 6. März 1995 festgelegt worden waren.


Ich glaubte, an einer Sternstunde für den Umweltschutz in Bad Reichenhall teilzunehmen, als der Stadtrat am 10. Juni 1997 auf Grund einer einstimmigen Empfehlung seines Umweltausschusses den Beitritt zum Verein „Gemeindenetzwerk in den Alpen e. V.“ beschloss. Gleichzeitig wurden die vom Öko-Audit-Team erarbeiteten Ziele für die städtische Umweltpolitik gebilligt und damit eine lokale „Agenda 21“ begründet.


Im Mai 1998 legte Bad Reichenhall mit seiner ersten Umweltwoche den Grundstein für den „Fahrplan ins 21. Jahrhundert“, wie er der Konferenz von Rio auch für die Kommunen vorschwebte. Im Mittelpunkt stand ein Vortrag von Dr. Thomas Bausch vom Alpenforschungsinstitut Garmisch-Partenkirchen über die Funktionen des Gemeindenetzwerkes. Die Umweltwoche endete mit einem Aktionstag der „Chiemgau Solar“ Plattform in der Reichenhaller Akademie, die im Gebäudekomplex der Alten Saline eingezogen war. Peter Rubeck schloss mit dem in die Zukunft gerichteten Referat „Wärme und Strom von der Sonne“.
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Siebzehn Jahre im Stadtrat von Bad Reichenhall
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